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1. Untere Jagbehörde;
Allgemeinverfügung zur Änderung der Allgemeinverfügung
„Betretungsverbot im Bereich der Wildfütterung des Eigenjagd-
reviers Unterammergau l. d. A. II in der Gemeinde Unterammer-
gau“

Das Landratsamt Garmisch-Partenkirchen erlässt folgende

Allgemeinverfügung zur Änderung der Allgemeinverfügung:

Die vom Landratsamt Garmisch-Partenkirchen – Untere Jagdbehörde
– am 20.01.2026 erlassene und im Amtsblatt des Landkreises Gar-
misch-Partenkirchen Nr. 5/2026 vom 05.02.2026 bekannt gemachte
Allgemeinverfügung „Betretungsverbot im Bereich der Wildfütterung
des Eigenjagdreviers Unterammergau l. d. A. II in der Gemeinde Un-
terammergau“ wird wie folgt geändert:

1. Die dieser Änderungs-Allgemeinverfügung als Anlage 1 beige-
fügte Karte vom 20.08.2026 ersetzt mit Wirkung vom Tag nach
der Bekanntgabe die bisherige Anlage zur Allgemeinverfügung
vom 20.01.2026, veröffentlicht im Amtsblatt des Landkreises
Garmisch-Partenkirchen Nr. 5/2026 vom 05.02.2026.
Diese Änderungs-Allgemeinverfügung sowie die dazugehörige
Detailkarte können während der allgemeinen Öffnungszeiten
im Landratsamt Garmisch-Partenkirchen, Olympiastraße 10,
Zimmer B 207, eingesehen werden.

2. Im Übrigen bleibt die Allgemeinverfügung vom 20.01.2026, veröf-
fentlicht im Amtsblatt des Landkreises Garmisch-Partenkirchen
Nr. 5/2026 vom 05.02.2026 unverändert bestehen.

3. Die sofortige Vollziehung der Ziffer 1. wird angeordnet.

4. Diese Änderungs-Allgemeinverfügung gilt am Tage nach ihrer
Bekanntmachung als bekannt gegeben.

Gründe:

I.

Mit Allgemeinverfügung vom 20.01.2026, veröffentlicht im Amtsblatt
des Landkreises Garmisch-Partenkirchen Nr. 5/2026 vom 05.02.2026,
hat das Landratsamt Garmisch-Partenkirchen für das Eigenjagdrevier
Unterammergau l. d. A. II im Bereich der Wildfütterung ein Betre-
tungsverbot erlassen.
Der räumliche Geltungsbereich wurde durch eine der Allgemeinver-
fügung beigefügte Karte bestimmt. Nach der Veröffentlichung wurde
festgestellt, dass diese Karte einen zeichnerischen Fehler enthält.
Die dort dargestellten Grenzen decken sich nicht mit den tatsächlich
für die Wildruhe erforderlichen Grenzen im Bereich der Wildfütte-
rung.
Um die notwendige Rechtsklarheit für die betroffenen Bürgerinnen
und Bürger herzustellen, ist eine Korrektur des räumlichen Geltungs-
bereichs zwingend erforderlich. Dies erfolgt durch den Austausch der
fehlerhaften Karte gegen die dieser Änderungs-Allgemeinverfügung
beigefügte korrigierte Karte.

II.

1. Das Landratsamt Garmisch-Partenkirchen ist für den Erlass
dieser Änderungs- Allgemeinverfügung sachlich und örtlich zu-
ständig (Art. 52 Abs. 3 i. V. mit Art. 49 Abs. 2 Nr. 3 Bayerisches
Jagdgesetz -BayJG-, Art. 3 Abs. 1 Nr. 1 Bayerisches Verwaltungs-
verfahrensgesetz – BayVwVfG -).

2. Die Änderung der bestehenden Allgemeinverfügung ist recht-
lich zulässig und zur Durchsetzung des Schutzzwecks erforder-
lich. Gemäß Art. 37 Abs. 1 BayVwVfG muss ein Verwaltungsakt
inhaltlich hinreichend bestimmt sein. Dies gilt im besonderen
Maße für Allgemeinverfügungen, die Verbote für einen unbe-
stimmten Personenkreis aussprechen. Die unrichtige Karten-
darstellung verletzt das Bestimmtheitsgebot, weil die rechtlich
maßgeblichen Grenzen des Betretungsverbots nicht mit dem
tatsächlich beabsichtigten Schutzbereich übereinstimmen.
Die Änderung dient mithin der Wiederherstellung der Be-
stimmtheit und der Beseitigung von Rechtsunsicherheiten.

Das verbleibende Betretungsverbot ist auch in seinen geän-
derten Grenzen verhältnismäßig, da es sich auf das absolut
notwendige Mindestmaß zur Sicherung des Bereichs der Wild-
fütterung beschränkt und den Schutz des Wildes vor Störungen
in der sensiblen Winterruhe gewährleistet.

3. Die sofortige Vollziehung der Ziffer 1 dieser Änderungs-
Allgemeinverfügung wird gem. § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 Ver-
waltungsgerichtsordnung -VwGO- angeordnet, damit die
korrigierte Gebietsbegrenzung unmittelbar wirksam wird und
bis zur Bestandskraft keine Unklarheiten über den räum-
lichen Geltungsbereich des Betretungsverbots entstehen.

Eine Klage gegen diese Allgemeinverfügung, mit der Folge der
aufschiebenden Wirkung, hätte negative Auswirkungen auf die
Waldverjüngung. Es ist zu befürchten, dass, soweit der Rechts-
weg bis zur letzten Instanz in Anspruch genommen wird, Jahre
vergehen und in dieser Zeit sowohl weitere Wald- als auch Wild-
schäden entstehen. Dies deshalb, weil das Wild während der
Notzeit, in der der Stoffwechsel abgesenkt ist, an der Wildfüt-
terung und im Einstand gestört wird und somit vermehrt auf
den Wald als Nahrungsquelle ausweicht. Zudem besteht die Ge-
fahr, dass das Wild, welches im Gatter gestört wird, panikartige
Fluchten unternimmt und in den Folgejahren die Gatter nicht
mehr aufsucht. Die Entscheidung erfolgt in Ausübung pflicht-
gemäßen Ermessens im Gemeinwohlinteresse. Wälder sind von
wesentlicher Bedeutung für das Klima und den Hochwasser-,
Boden- sowie Wasserschutz. Das Interesse von u.a. Freizeit-

nutzern an einer aufschiebenden Wirkung eines Rechtsbehelfs
muss gegenüber dem öffentlichen Interesse an einer sofort
wirksamen Durchsetzung des Betretungsverbotes zum Schutz
der angegriffenen Wälder und des Wildes zurückstehen.

4. Ziffer 4 dieser Allgemeinverfügung stützt sich auf Art. 41 Abs. 4
Satz 4 BayVwVfG.

5. Nach Art. 56 Abs. 1 Nr. 1 BayJG kann mit Geldbuße bis zu fünf-
tausend Euro belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig den
Bestimmungen dieser Anordnung zuwiderhandelt, d. h. während
der Zeit vom 1. Dezember eines Jahres bis zum 15. April des fol-
genden Jahres das ausgewiesene Gebiet des Betretungsverbotes
unbefugt betritt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach
ihrer Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München in 80335 München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München,
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den
Schriftform-ersatz zugelassenen Form.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Erhebung einer Klage ist schriftlich, zur Niederschrift oder
elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form
möglich. Die Erhebung einer Klage per einfacher E-Mail ist nicht zu-
gelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!
Seit 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Kla-
gen grundsätzlich elektronisch einreichen.
[Sofern kein Fall des § 188 VwGO vorliegt:] Kraft Bundesrechts wird
in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klage-
erhebung eine Verfahrensgebühr fällig.

Garmisch-Partenkirchen, den 20.08.2026
Landratsamt Garmisch-Partenkirchen

Wagner
Regierungsrätin

2. Untere Jagdbehörde;
Einzelanordnung im Wege der Allgemeinverfügung; Betretungs-
verbot im Bereich der Wildfütterung im Gemeinschaftsjagdre-
viers Unterammergau rechts der Ammer

Das Landratsamt Garmisch-Partenkirchen erlässt folgende

Einzelanordnung im Wege der Allgemeinverfügung:

1. Das Landratsamt Garmisch-Partenkirchen –Untere Jagdbe-
hörde- erlässt ein Betretungsverbot im Bereich der Wildfüt-
terung im Gemeinschaftsjagdreviers Unterammergau rechts
der Ammer. Das Gebiet, auf welches ein Betretungsverbot
gilt, ist auf einer Karte im Maßstab 1:14.000 rot markiert. Die
Karte ist Bestandteil dieser Anordnung, sie ist beim Land-
ratsamt Garmisch-Partenkirchen –Untere Jagdbehörde–
niedergelegt und kann dort eingesehen werden. Das Betre-
tungsverbot gilt vom 15. Dezember eines jeden Jahres bis 30.
April des Folgejahres.

2. Vom Betretungsverbot kann im Einzelfall eine Befreiung erteilt
werden, wenn:
a. überwiegende Gründe des Allgemeinwohls die Befreiung er-
fordern oder

b. die Befolgung des Verbotes zu einer offenbar nicht beab-
sichtigten Härte führen würde und die Abweichung mit dem
Zweck des Betretungsverbots vereinbar ist oder

c. die Durchführung der Vorschrift zu einer nicht gewollten Be-
einträchtigung von Natur und Landschaft führen würde.

Zuständig für die Erteilung einer Befreiung ist das Landratsamt Gar-
misch-Partenkirchen –Untere Jagdbehörde–.

3. Unberührt vom Verbot bleiben:
a. die ordnungsgemäße land-, forst-, jagd- und fischereiwirt-
schaftliche Bodennutzung.

b. die Ausübung des Jagdschutzes und die Erlegung kranken,
kümmernden oder verletzten Wildes.

c. die Wildfütterung und alle damit zusammenhängenden Maß-
nahmen.

d. das Aufstellen oder Anbringen von Schildern oder Zeichen die
auf den Schutz oder die Bedeutung des Gebiets hinweisen.

e. Unterhaltungsmaßnahmen an Gewässern im notwendigen
Umfang sowie Maßnahmen, die im Rahmen der technischen
Beaufsichtigung von Gewässern notwendig sind.

f. die zur Erfüllung der Aufgaben der Polizei, der Grenzschutz-,
Zoll-, und Sicherheitsbehörden, der Bundeswehr und der
Stationierungsstreitkräfte, der Feuerwehr, Berg- und Was-
serwacht, der Lawinenkommission und sonstiger Rettungs-
dienste erforderlichen Maßnahmen sowie behördliche
Maßnahmen.

g. die zur Erhaltung der Funktionsfähigkeit des Schutzgebietes
angeordneten Überwachungs-, Schutz- und Pflegemaßnahmen.

4. Die sofortige Vollziehung der Ziffer 1. wird angeordnet.

5. Diese Allgemeinverfügung gilt am Tage nach ihrer Bekanntma-
chung als bekannt gegeben.

6. Diese Allgemeinverfügung gilt bis zum 30.04.2036.
7. Der vollständige oder teilweise Widerruf dieser Allgemeinverfü-

gung wird ausdrücklich vorbehalten.

Gründe:

I.

Die bisherige Allgemeinverfügung des Landratsamtes Garmisch-
Partenkirchen vom 08.10.2020, veröffentlicht im Amtsblatt des Land-
kreises Garmisch-Partenkirchen Nr. 39/2020 vom 22.10.2020, ist mit
Ablauf des 30.04.2026 außer Kraft getreten. Da die tatsächlichen und
rechtlichen Voraussetzungen für die Anordnung der Betretungsver-
bote weiterhin vorliegen, wird die Allgemeinverfügung erneut erlas-
sen.
Zunehmende Störungen durch Freizeitnutzer in den Fütterungsbe-
reichen des Staatsjagdrevieres Karwendel-Nord während der Not-
zeit wirken sich nachteilig auf die Naturverjüngung aus. Durch die
Betretungsverbote soll sichergestellt werden, dass sich das Rotwild
während der Überwinterungszeit ungestört in den Wintergattern
aufhalten kann. Die mit der Allgemeinverfügung vom 08.10.2020 an-
geordneten Betretungsverbote haben sich in den vergangenen Jah-
ren bewährt und dazu beigetragen, Störungen des Rotwildes in den
Wintereinständen zu reduzieren sowie eine störungsfreie Durchfüh-
rung der Winterfütterung zu gewährleisten. Eine ordnungsgemäße
Durchführung der Winterfütterung ist wesentlich, um Wildschäden
an Waldbeständen zu verhindern, zumindest aber zu reduzieren.

II.

1. Das Landratsamt Garmisch-Partenkirchen ist für den Erlass die-
ser Allgemeinverfügung sachlich und örtlich zuständig (Art. 52
Abs. 3 i. V. mit Art. 49 Abs. 2 Nr. 3 Bayerisches Jagdgesetz -BayJG-,
Art. 3 Abs. 1 Nr. 1 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz –
BayVwVfG -).

2. Der Erlass der Betretungsverbote unter Ziffer 1 dieser Allgemein-
verfügung beruht auf Art. 21 Abs. 4 des Bayerischen Jagdgeset-
zes (BayJG). Danach kann die Untere Jagdbehörde das Betreten
von Teilen der freien Natur zur Durchführung der Wildfütterung
in Notzeiten vorübergehend untersagen oder beschränken.
Die Anordnung dient zur Durchführung einer ordnungsgemäßen
Fütterung des Wildes in der Notzeit und zum Schutz der Ein-
stände des Wildes. Diese Anordnung bedeutet zwar eine gewisse
Einschränkung des Zugangs zur freien Natur und des Rechts auf
Erholungsgenuss in der Natur; jedoch bedingt der Schutz des
Wildes und damit auch der Schutz des Waldes vor Schäl- und
Verbissschäden diese Einschränkung, die darüber hinaus nur
von begrenzter Zeitdauer ist. Der Schutz der Ruhe des Wildes
dient unmittelbar dem Schutz des Waldes und kommt damit
wiederum der Natur im Allgemeinen zugute. Zudem sind intakte,
funktionstaugliche Schutzwälder im Interesse der Allgemeinheit
(Hochwasserschutz, Bodenschutz, Klima, ...).
Bei der Abwägung des Rechts auf freien Zugang zur Natur und
dem Betretungsverbot, welches zeitlich begrenzt ist, überwiegt
das öffentliche Interesse an intakten Wäldern (Schutz vor Hoch-
wasser, Wasserhaushalt, biologische Vielfalt, Klima, …).

3. Die sofortige Vollziehung der Ziffer 1 dieser Allgemeinverfügung
wird gem. § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung
-VwGO- angeordnet, um im Falle einer Klage zu verhindern, dass
wegen der aufschiebenden Wirkung der Schutzzweck der Betre-
tungsverbote nicht erreicht werden kann.
Eine Klage gegen diese Allgemeinverfügung, mit der Folge der
aufschiebenden Wirkung, hätte negative Auswirkungen auf die
Waldverjüngung. Es ist zu befürchten, dass, soweit der Rechts-
weg bis zur letzten Instanz in Anspruch genommen wird, Jahre
vergehen und in dieser Zeit sowohl weitere Wald- als auch Wild-
schäden entstehen. Dies deshalb, weil das Wild während der
Notzeit, in der der Stoffwechsel abgesenkt ist, an der Wildfütte-
rung und im Einstand gestört wird und somit vermehrt auf den
Wald, als Nahrungsquelle ausweicht. Zudem besteht die Gefahr,
dass das Wild welches im Gatter gestört wird, panikartige Fluch-
ten unternimmt und in den Folgejahren die Gatter nicht mehr
aufsucht.
Die Entscheidung erfolgt in Ausübung pflichtgemäßen Ermes-
sens im Gemeinwohlinteresse. Wälder sind von wesentlicher
Bedeutung für das Klima und den Hochwasser-, Boden- sowie
Wasserschutz.
Das Interesse von u. a. Freizeitnutzern an einer aufschiebenden
Wirkung eines Rechtsbehelfs muss gegenüber dem öffentlichen
Interesse an einer sofort wirksamen Durchsetzung des Betre-
tungsverbotes zum Schutz der angegriffenen Wälder und des
Wildes zurückstehen.

4. Ziffer 5 dieser Allgemeinverfügung stützt sich auf Art. 41 Abs. 4
Satz 4 BayVwVfG.

5. Die Befristung der Allgemeinverfügung unter Ziffer 6 beruht auf
Art. 36 Abs. 2 Nr. 1 BayVwVfG. Die Befristung ist erforderlich, da
sich die für den Erlass dieser Allgemeinverfügung wesentlichen
Tatsachen ändern können. Eine erneute Prüfung nach Ablauf
der Frist ist daher notwendig.

6. Der Widerrufsvorbehalt unter Ziffer 7 beruht auf Art. 36 Abs. 2 Nr.
3 BayVwVfG. Er soll sicherstellen, dass jederzeit auf veränderte
Bedingungen reagiert werden kann. Dies beispielsweise im Hin-
blick auf die sich verändernden räumlichen Anforderungen des
Betretungsverbotes aufgrund erhöhtem oder vermindertem Be-
sucheraufkommens in dem Gebiet oder Anpassungen/Verlegun-
gen der Gatterzäune. Somit kann sowohl der weiteren Erfüllung
als auch dem teilweisen Wegfall des Schutzzwecks Rechnung
getragen werden.

7. Nach Art. 56 Abs. 1 Nr. 1 BayJG kann mit Geldbuße bis zu fünf-
tausend Euro belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig den
Bestimmungen dieser Anordnung zuwiderhandelt, d. h. während
der Zeit vom 1. Dezember eines Jahres bis zum 30. April des fol-
genden Jahres das ausgewiesene Gebiet des Betretungsverbotes
unbefugt betritt.

Nr. 28/2026
Donnerstag,

27. August 2026

Übersichtskarte zur Änderungsallgemeinverfügung des Landratsamtes
Garmisch-Partenkirchen vom 20.08.2026 zum
Betretungsverbot im EJR Unterammergau l.d.A.II
Garmisch-Partenkirchen, den 20.08.2026 Wagner, RR

Maßstab 1:12000

Betretungsverbot nach
Art. 21 Abs. 4 BayJG
vom 01.12. bis 15.04.



Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach
ihrer Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München in 80335 München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München,

Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den
Schriftformersatz zugelassenen Form.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Erhebung einer Klage ist schriftlich, zur Niederschrift oder elekt-
ronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form möglich.
Die Erhebung einer Klage per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und
entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!

Seit 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen
grundsätzlich elektronisch einreichen.
[Sofern kein Fall des § 188 VwGO vorliegt:] Kraft Bundesrechts wird in
Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhe-
bung eine Verfahrensgebühr fällig.

Garmisch-Partenkirchen, den 20.08.2026
Landratsamt Garmisch-Partenkirchen

Wagner
Regierungsrätin

Garmisch-Partenkirchen, 27. August 2026 Landratsamt
Anton Speer

Landrat

Nr. 28/2026
Donnerstag,

27. August 2026
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Betretungsverbot nach
Art. 21 Abs. 4 BayJG
vom 15.12. bis 30.04.

Übersichtskarte zur Allgemeinverfügung des Landratsamtes
Garmisch-Partenkirchen vom 20.08.2026 zum
Betretungsverbot im GJR Unterammergau r.d.A.
Garmisch-Partenkirchen, den 20.08.2026 Wagner, RR
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